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Verzögert – ausgebremst – und doch 
etabliert: Entwicklung von und Umgang 
mit Neonazis im (ehemaligen) Bezirk Suhl

Kai Richarz

Im Fokus dieses Beitrags steht die These, dass es im Bezirk Suhl (Südthüringen) bis zur soge-
nannten Wende hin keine rechte Skinheadszene, dafür aber Vorläufer einer pluralistischen 
Zivilgesellschaft sowie eine relativ stark ausgeprägte antifaschistische Gegenkultur gab. 
Zudem geht der Beitrag auf die Suche nach Ursachen und Folgen dieser Beobachtungen. 
Beleuchtet werden die hierfür mitverantwortlichen Brüche, vor allem regional spezifische, 
strukturelle Verschiebungen im Stadt-Land-Vergleich und historische Kontinuitäten von po-
litischen Kulturen der 1980er- und 1990er-Jahre in der Mitte der Gesellschaft sowie bei Ord-
nungs- und Sicherheitsbehörden (Stichwort Extremismustheorie). Angenommen wird, dass 
diese Bedingungen Einfluss auf jene verzögerte, aber dennoch folgenreiche Konsolidierung 
extrem rechter Hegemonien im Südthüringen der späten 1990er-Jahre hatten.
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Kaum DDR-Skins im Bezirk Suhl1

Die Subkultur der Skinheads schuf in den 
1980er-Jahren ein Vehikel, dass extrem Rech-
ten ermöglichte, (primär junge) Menschen an-
zusprechen und diese hinter ihren menschen-
feindlichen politischen Inhalten zu sammeln. 
In DDR-weiter Perspektive geht die Forschung 
davon aus, dass es bereits innerhalb der 
1980er-Jahre zwei Phasen zur Herausbildung einer extrem rechten Strömung gegeben habe (Lynen 
von Berg 1994: 104). Doch diese Entwicklung gelangte erst mit reichlich Verzögerung in den Bezirk 
Suhl, der von der Hauptstadt der DDR am weitesten entfernt lag. Von einer besonderen Situation 
im Grenzbezirk Suhl kann speziell mit Blick auf seine durch den Thüringer Wald hervorgerufene 
kulturräumliche Abgeschiedenheit gesprochen werden. Die im Volksmund scherzhaft als „autono-
me Gebirgsrepublik Suhl“ bezeichnete Region komme „sowieso immer erst drei Jahre später in der 
Entwicklung“ (Wurschi 2007: 75f.). Hierzu passend etablierten sich auch die Jugend-Subkulturen 
der Punks und Skins verzögert im Bezirk. Dies vermutlich deshalb, weil es an impulsgebenden 
Verbindungen in die Großstädte mangelte.

In seinen Untersuchungsberichten erklärte das Ministerium für Staatssicherheit (MfS) „faschistische 
Tendenzen“ in der DDR-Jugend mit Kontakten in das kapitalistische Ausland. Insbesondere „aktive 
Rückverbindungen“ der in die BRD ausgewiesenen Nazi-Skinheads stellten aus Sicht des MfS einen 
Kontakt-Schwerpunkt zu ihren Kameraden und Kameradinnen im Osten dar. Im Gegensatz zu Ost-Ber-
lin finden sich in den Suhler MfS-Akten kaum Kontakte aus Westdeutschland in den Bezirk, welche 
als neonazistisch motiviert klassifiziert wurden. Aufgeschreckt durch den Zionskirchen-Angriff 1987 
in Berlin (s. u.), notierte die Bezirksverwaltung des MfS für den Bezirk Suhl im März 1988, dass es „im 
Kreis Bad Salzungen 15 namentlich bekannte Anhänger sowie sechs Sympathisanten der Skinheads 
gibt. [...] Von einer Skinhead-Bewegung mit profaschistischem Gedankengut kann nicht gesprochen 
werden.“2 Bis auf einzelne Vorfälle sowie das Auftreten weniger Skins, wie die erwähnte Gruppierung 
in Bad Salzungen am Rande des Bezirkes Suhl, werden erst nach der sogenannten Wende in Süd
thüringen öffentlich in Erscheinung getretene rechte Skinheads in den Quellen nachgewiesen.

1	 Der Beitrag stützt sich auf die Recherchen zu meiner Masterarbeit an der Humboldt-Universität zu Berlin, 
darunter eine E-Mail-Korrespondenz, ein telefonisches und fünf persönliche Zeitzeug*innengespräche. Letztere 
wurden durch mich strukturell halboffen, mittels themenzentrierter Leitfragen mit gelegentlichen Interventionen 
geführt. In der Auswertung wurden die dabei gewonnenen Informationen kritisch auf Widersprüchlichkeiten an-
hand anderer Quellen untersucht. Das Erzählte wurde zunächst als Indiz auf eine mögliche historische Situation 
gewichtet und erst nach einer eingehenden Überprüfung als zumindest subjektive Tatsache gewertet. Die so 
gewonnenen Informationen erheben keinen repräsentativen Anspruch, sie dienen lediglich als erste Orientie-
rung im Themenfeld. Zu den verwendeten Schriftquellen gehören neben Schüler- und diversen Tageszeitungen 
insbesondere die Bestände der lokalen Tageszeitung Freies Wort, welche auf Grundlage selbst erstellter digitaler 
Volltexte insbesondere für das erste Halbjahr 1992 mittels umfangreicher Stichwortsuche ausgewertet wurden.

2	 Information über Untersuchungsergebnisse im Zusammenhang mit rowdyhaften Handlungen und öffentlichen 
Herabwürdigungen durch Jugendliche im Kreis Bad Salzungen vom 04.02.1988, BStU BVfS Suhl. AKG/32, Bd. 1., 
S. 77f., zitiert nach Wurschi 2007, S. 233.

Die Jugend-Subkulturen der Punks und 
Skins etablierten sich im Bezirk Suhl 
verzögert gegenüber der Entwicklung in 
anderen Teilen der DDR.
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Ebenfalls unterrepräsentiert waren in Südthüringen 
die Sport-Fankulturen, welche auch in der DDR als 
relevant für die Entstehung neonazistischer Denk- 
und Organisationsstrukturen galten. In vielen Re-
gionen waren die Fußballstadien der erfolgreichen 
DDR-Klubs Orte, an denen sich Systemopposition 
mit extrem rechten Inhalten mischte (Braun 2018). 
Der Umstand, dass es im (ehemaligen) Bezirk Suhl 
aus Ermangelung an erfolgreichen Fußballklubs 
eine nur unterdurchschnittlich ausgeprägte Fußballszene bzw. keine Fußball-Hooligans gab, mag 
dazu beigetragen haben, dass sich auch die extreme Rechte im (ehemaligen) Bezirk Suhl unter-
durchschnittlich entwickelte.

Vergleichsweise plurale bis autonom-antifaschistische Wendejugend

Von England über Westdeutschland gelangte die Punk-Szene noch vor der Skinhead-Szene in die 
DDR, wo sie sich spätestens in den 1980er-Jahren primär von den Großstädten in die ländlichen Re-
gionen ausbreitete. Als 1982/83 im urbanen Raum Berlin/Potsdam bereits die ersten organisierten 
Neonazis der DDR auf den Plan traten, begannen in und um Suhl herum gerade die ersten Punks 
als Teil „einer Szene der Nonkonformen“ Boden zu fassen (Wurschi 2007: 203). Um Repressionen 
zu entgehen, hielt sich die lokale Szene teilweise bewusst als „Bürgerschreck“ zurück. Die Vernet-
zung erfolgte über private Kontakte, nicht nur lokal, sondern auch überregional. Hierüber ergab 
sich deren Teilnahme am Konzert in der Berliner Zionskirche im Oktober 1987. Eine Gruppe von 30 
bis 40 Naziskins stürmte diese Veranstaltung mit ca. 200 Gästen, skandierte Neonaziparolen, griff 
unvermittelt Personen an und verletzte sie teilweise schwer (vgl. Süß 2000: 17ff.).

Der Vorfall sowie seine juristischen Folgen und mediale Rezeption bewirkten einen Paradigmen-
wechsel in der staatlichen und öffentlichen Wahrnehmung von Neonazismus. Aber auch nicht 
staatliche antifaschistische Kreise erlebten daraufhin einen enormen Organisierungsschub. Es 
gründeten sich erste, staatlich unabhängige ostdeutsche Antifa-Gruppen im urbanen Raum. Über 
politisierte Punks aus Suhl, welche selbst Gäste des Konzerts gewesen waren, wurde die szenein-
terne Diskussion um antifaschistische Selbstverteidigung und Öffentlichkeitsarbeit zu Neonazismus 
in die lokale Jugendszene getragen. Durch diesen Wissenstransfer verbreitete sich bereits vor der 
sogenannten Wende ein Bewusstsein dafür, dass es keinen wirksamen Schutz durch gesellschaft-
liche Instanzen vor der heraufziehenden neonazistischen Bedrohung gab, zumal das Phänomen 
von offiziellen Institutionen weitgehend ausgeblendet bzw. in seiner Bedeutung bagatellisiert 
wurde. Die Betroffenen der real existierenden Neonazigewalt gingen davon aus, sich selbst or-
ganisieren und wirksame Gegenstrategien entwickeln zu müssen. Noch bevor sich im Raum Suhl 
Neonazistrukturen verzögert organisierten, hatten sich bereits Ansätze eines nicht staatlichen und 
undogmatischen Antifaschismus in der Region etabliert (Gespräch mit Zeitzeuge Arne; Name auf 
Wunsch verfremdet).

Im Bezirk Suhl mangelte es zur 
‚Wende‘ sowohl an rechten Skins als 
auch an einer ausgeprägten Fußball-
Hooligan-Szene, zwei Szenen, die 
vielerorts bedeutender Nährboden 
für Neonazismus waren.
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Systemumbruch

Für die Umbruchzeit – von Herbst 1989 bis Herbst 
1990 – gilt die Auflösung bestehender Normen als 
kennzeichnend. In dieser „Anomie“ (vgl. Michelsen 
2017: 28f.) entschieden oft nur sogenannte systema-
tische Zufälle (vgl. Quent 2018: 174) darüber, woran 
sich Jugendliche fortan orientierten. Aus der überre-
gionalen Literatur ist bekannt, dass Jugendliche recht 
umstandslos ihre Zugehörigkeit von einer Punk- zu 
einer Skin-Gruppe wechselten (vgl. Stock/Mühlberg 1990). Im Raum Suhl kam es aus Mangel an 
Vorbildern relativ selten zu jenen systematischen Zufällen, in denen Jugendliche von (rechten) 
Skins inspiriert wurden. Zumal die sich bereits gut organisierten antifaschistischen Punks aktiv 
darum bemühten, sich für neue Jugendliche zu öffnen und diese zu integrierten (Gespräch mit 
Zeitzeuge Arne). Folglich können die vor diesem Umbruch bereits lokal etablierten und politisierten 
Jugendstrukturen sowie ihre traditionelle räumliche Abgeschiedenheit als ein relevanter Umstand 
dafür gelten, dass im Raum Suhl selbst in der Umbruchphase eine pluralistisch-demokratische 
Jugendszene und die antifaschistische Punk-Szene deutlich dominanter waren als die Szene der 
rechten Skinheads.

Antifaschistische Gegenwehr

Folgt man den Einschätzungen des Neonazi-Aussteigers Steven H. haben sich Neonazis in den 
2000er-Jahren mehr von Antifa-Aktionen bedrängt gefühlt als von der Polizei oder den zivilgesell-
schaftlichen „Bunt statt Braun“-Festen mit „Bratwurstbraten gegen rechts“ (E-Mail-Korrespondenz 
Steven H.). Letztere seien ihnen eher lächerlich erschienen und zu Angehörigen der Polizei seien 
manchmal gar freundschaftliche Verhältnisse gepflegt worden. Aber „frustrierend“ war es, wenn 
antifaschistische Aktionen die von Neonazis erwünschte Außenwirkung bei Demonstrationen ver-
unmöglichten, besonders, wenn die Durchführung durch Blockaden gestoppt wurde. Denn dies 
erzeugte bei den Neonazis einen Bruch in ihrer Selbstwahrnehmung als hegemonial und in ihrem 
Anspruch auf „national befreite Zonen“ in Ortschaften oder ganzen Landstrichen. Von extrem rech-
ten Akteur*innen gefürchtet waren auch die Veröffentlichungen über ihre Strukturen und Outings 
von Personen, die auf Antifa-Recherche basierten. Zwar können diese Erfahrungen und Wirkungen 
nicht uneingeschränkt auf die 1990er-Jahre übertragen werden. Da jedoch Wissen und Ansätze 
praktischer politischer Arbeit von der ersten Antifa-Generation an die nachfolgenden tradiert wurde, 
können Parallelen auch in der Wirkungsweise antifaschistischer Arbeit vermutet werden.

Seit der sogenannten Wende organisierte sich eine Autonome Antifa Suhl, um „etwas gegen die 
wachsende Bedrohung durch Faschisten in der Öffentlichkeit“ zu unternehmen.3 Bemerkenswert 

3	 So ihre Selbstdarstellung von 1993 in einem jener Texte, die sie in Suhler Schülerzeitungen veröffentlichte. Hier: 
Rasselbock. Zeitschrift für Kunst, Kultur, Vereine, Gruppierungen und Veranstaltungen in Thüringen. Unabhängi-
ge Monatszeitschrift, Ausgabe Mai 1993, Nr. 1, S. 4f., hier S. 4.

Erfahrungen mit Neonazis in 
Ostberlin beeinflussten Punks 
aus dem Bezirk Suhl und 
bewogen sie zu antifaschistischer 
Selbstorganisation in der Provinz.
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sind die vielfältigen Betätigungen und teils überdurch-
schnittlichen Vernetzungs-Aktivitäten dieser Gruppe. 
Zu jener Zeit war sie nicht nur regional und überregio-
nal in sogenannten Ost-Vernetzungstreffen organisiert, 
sondern ab spätestens Anfang 1993 im bundesweiten 
Antifa-Netzwerk „Antifaschistische Aktion/Bundesweite 
Organisation“ (AA/BO).4 Diese Anbindung zeichnete sie 
gegenüber den meisten anderen ostdeutschen Anti-
fa-Gruppen aus, welche sich ab Ende der 1980er-Jahre 
insbesondere im Raum Berlin/Potsdam entwickelten 
(vgl. Jänicke/ Paul-Siewert 2017). Sie alle entstanden primär aufgrund konkreter Bedrohungs- oder 
Gewalterfahrungen mit Neonazis, weniger aus ideologischen Gründen. Dies blieb in den Bewer-
tungen von Sicherheitsbehörden unberücksichtigt, in deren extremismustheoretischer Perspektive 
(Stichwort Äquidistanz; vgl. Dunkel u. a. 2019) autonomer Antifaschismus lediglich als systemfeind-
licher Linksextremismus angesehen, darum kriminalisiert und mit der extremen Rechten gleichge-
stellt wurde (Trostorff u. a. 2013).

Grundlage für die Möglichkeit, sich überregional engagieren zu können, war eigenen Angaben 
zufolge der Umstand, wenig Mühe dabei zu haben, die eigenen Neonazis in Schach zu halten (vgl. 
Gespräch mit Zeitzeuge Arne). Diese gruppeninterne Argumentation aufgreifend kann die Vernet-
zungsaktivität der Gruppe als Indiz dafür dienen, dass die Autonome Antifa Suhl über ein über-
durchschnittliches Potenzial an Handlungs- und Wirkungsmacht verfügte.

Verzögerte Entwicklung gewalttätiger Neonazitrupps in Südthüringen

Die Literatur geht für die neuen Bundesländer von einer euphorischen Aufschwung- bzw. For-
mierungsphase in der ersten Hälfte der 1990er-Jahre aus, in der sich vielerorts eine Entwicklung 
der lokalen rechten Skinhead-Szene zu einer extrem rechten Subkultur vollzog und in den ost-
deutschen Großstädten wie Thüringer Mittelstädten auch informell organisierte und überregional 
vernetzte Neonazigruppen entstanden (Erb 1995; König/Quent 2012; Quent 2018: 178f.). In zahl-
reichen Städten bzw. Regionen beginnt diese Entwicklung bereits im Jahre 1990. Doch traf dieser 
Entwicklungsstand auf Südthüringen zunächst nicht zu. Die sich hier nach dem Systemumbruch 
langsam herausbildende Neonaziszene blieb viele Jahre charakterisiert durch subkulturell geprägte 
Freundeskreise mit schwacher Organisationsstruktur, relativ geringer Mobilisierungskraft und kaum 
wahrnehmbaren politischen Aktivitäten. Vermutlich mangelte es an fähigem Personal ebenso wie 
an Unterstützung durch überregionale Neonazi-Netzwerke. Diese Vermutung wird dadurch gestützt, 
dass spätere Neonazi-Kampagnen, wie jene unter dem Titel „Süd-West-Thüringer Runden freier 
Nationalisten“ (in der ersten Hälfte der 2000er-Jahre), den erfolgreichen Aktivitäten des Neonazi-
kaders Tommy Frenck zeitlich unmittelbar vorausgingen.

4	 Protokoll des Treffens der AA/BO am 20./21.2.93, Archiv des Hamburger Instituts für Sozialforschung, Autonome 
Antifa (M) Göttingen, Beweismittelordner Bd. II, Spur-Nr. 20100, AA/BO, 200293-1.

Die Autonome Antifa Suhl 
bemühte sich ab 1990, die 
Entwicklung von Neonazismus 
in Südthüringen im Keim zu 
ersticken und vernetzte sich zu 
diesem Zweck im bundesweiten 
Antifa-Netzwerk AA/BO.
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Übereinstimmend mit der für Ostdeutschland geltenden Tendenz (vgl. Quent 2018: 177) waren 
parteiförmige Strukturen der extremen Rechten auch im Raum Suhl, gemessen an ihren Wahler-
gebnissen, Anfang der 1990er-Jahre mehr oder weniger erfolglos. Ungewöhnlicher war, dass auch 
feste Kameradschaften erst Ende der 1990er-Jahre entstanden. Parteiakteure wie Kurt Hoppe und 
Manfred Reich – indirekt subventioniert vom Landesverfassungsschutz unter der Führung Helmut 
Roewers (vgl. Röpke 2014) – waren in der Zusammenarbeit mit und im Aufbau von Strukturen der 
sogenannten Autonomen Nationalisten erst nach der Jahrtausendwende erfolgreich.

Doch trotz des geringen Organisationsgrades fielen Neonazis in Suhl und Umgebung bereits in der 
ersten Hälfte der 1990er-Jahre immer wieder durch gewalttätige Übergriffe auf. Abgesehen von 
zahlreichen Vorfällen, denen in der lokalen Berichterstattung kein Platz oder nur Kurzmeldungen 
eingeräumt wurden, ist die genaue Betrachtung von vier Vorfällen aufschlussreich. Sie zeigen ei-
nerseits auf, wie problematisch neonazistische Gewalt für die von ihr betroffenen Personen auch 
dann war, wenn sie keiner straff organisierten Szene entsprang. Andererseits kann hieran gezeigt 
werden, dass die Positionierung der gesellschaftlichen Mitte ausschlaggebend dafür war, ob und 
inwiefern Neonazismus (öffentlich) problematisiert und die Betroffenen unterstützt wurden.

Exemplarische Fälle: Folgen und Reaktionen

Anfang Juni 1992 kam es zu mehreren Neo-
naziangriffen auf linksalternative Jugendli-
che, denen antifaschistische Gegenreakti-
onen folgten. Dabei wurde der 16-jährige 
Alex K. von Neonazis mutwillig von hinten 
angefahren und schwer verletzt. Im Fokus 
der lokalen Berichterstattung und polizei-
licher Maßnahmen stand die Kriminalisie-
rung des Suhler Alternativen Jugendkreises, von denen einige zu offensiven Selbstschutzaktionen 
gegriffen hatten. Im Zentrum zivilgesellschaftlicher Wortmeldungen stand die Kritik an defizitä-
rer und politisch einseitiger Arbeit der Sicherheitsbehörden sowie an der Entpolitisierung und 
Verharmlosung neonazistischer Bedrohungen. Wie ein roter Faden durchzieht den öffentlichen 
Diskurs die Annahme, die Jugendlichen seien aufgrund ihrer subkulturellen und weltanschauli-
chen, vermeintlich oder tatsächlich linken Zugehörigkeit sowie ihres Verhaltens für die Angriffe 
selbst verantwortlich. Um gegen dieses Narrativ der Täter-Opfer-Umkehr in der Öffentlichkeit an-
zukommen, verfügte dieses Betroffenenmilieu nicht über ausreichende Diskursmacht – es fehlte 
gesellschaftlicher Rückhalt.

Die Bevölkerung in Suhl und Umgebung war nicht weniger fremdenfeindlich als andernorts – 
am Beispiel der Diskussion über eine Asylunterkunft in Hinternah, einem Ortsteil von Schleusin-
gen (Landkreis Hildburghausen), zeigte sich Anfang 1992 die fremdenfeindliche bis rassistische 

Trotz geringen Organisationsgrades 
attackierten Suhler Neonazis ihre 
politischen Gegner. Sicherheitsbehörden 
und Presse relativierten und betrieben eine 
Täter-Opfer-Umkehr.
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Grundstimmung unverhohlen.5 Über welches Mobilisierungspotenzial die rechte Szene Suhls vor 
diesem Hintergrund verfügte, war im Spätsommer 1992 im Zuge der bundesweit pogromartig 
eskalierenden Gewalt (Stichwort Rostock-Lichtenhagen) zu sehen. Im Rückblick auf Samstag, den 
29. August, notierte das Freie Wort unter Berufung auf die örtliche Polizei, „daß 60 rechtsradikale 
Jugendliche im Anmarsch auf Asylantenheime Richtung Schwarzer Kopf/Dörrenbachtal seien. [...] 
Wahrscheinlich durch die hohe Polizeipräsenz sei es bisher zu keinen Ausschreitungen gekommen, 
vermutet [Inspektionsleiter] Volker Hausdorf. Doch es gebe ernsthafte Anzeichen dafür, daß sich 
rechtsradikale Jugendliche zu formieren beginnen.“6 Nachdem ein Wochenende später wieder eine 
Gruppe Jugendlicher „lautstarke ausländerfeindliche Äußerungen“ skandierend durch Suhl-Nord 
zog und zeitgleich „im Suhler Stadtzentrum mehrere Werbeträger mit Hakenkreuzen beschmiert 
worden“ waren, verkündete Ordnungsdezernent Modlmeier, „mit Hilfe der Polizei gegen alle An-
zeichen neonazistischen Wirkens entschieden vorgehen“ zu wollen.7

Im Februar 1993 wurde der 18-jährige Uli H. wegen sei-
ner vermeintlich linken Erscheinung zur Zielscheibe 
einer Neonaziattacke, wodurch er stationär behandelt 
werden musste. Die Polizei ermittelte zunächst keine 
Tatverdächtigen. In ihrer ersten, durch die Lokalpresse 
veröffentlichen Meldung zum Vorfall benannte sie kei-
nen politischen Hintergrund, lediglich eine Auseinan-
dersetzung unter Jugendlichen. Doch in diesem Fall 
waren gewisse Hintergründe entschieden anders. Uli 
war ein beliebter Gymnasiast, der sich selbst als unpolitisch verstand. Seinem Vater, ein SPD-Stadt-
rat, gelang es, sich Raum für Kritik am Polizeieinsatz in der Lokalpresse zu verschaffen. Die Sicher-
heitsbehörden gerieten mit ihrer verharmlosenden Behauptung immer mehr unter Druck, wonach 
es in Suhl keine (geschlossene) rechte Szene gebe.8 Doch trotz zunehmender Kritik hielt sich bei 
politischen und sicherheitsbehördlichen Verantwortungsträger*innen weiterhin eine entpolitisie-
rende und verharmlosende Haltung bezüglich der lokalen Verhältnisse. Ulis Schulfreund*innen 
interviewten die Neonazis für ihre Schüler*innenzeitung und organisierten Öffentlichkeit u. a. über 
eine Schüler*innendemo. Ein dadurch zur öffentlichen Positionierung gezwungener Lokal-Dezer-
nent versuchte die antifaschistische Aktion durch Gleichsetzungen politisch umzulenken: „die Stadt 
werde alles tun gegen Gewalt von rechts und links“9.

5	 Vgl. exemplarisch für die Debatte: Freies Wort (1992): Freies Wort fragte bei Bürgermeistern nach: Wie willkom-
men sind die Asylbewerber? Kommunen sehen neue Probleme auf sich zukommen. Suhl, 21.01.1992, S. 9 sowie 
Tödtmann, [Eva]: Mit Asylantenwohnheim in Hinternah Dorfbewohner überrumpelt? Dorf fürchtet um Zukunft. 
Bürgermeister Thomas Franz fordert für sein Dorf: Sicherheit gewährleisten! In: Freies Wort, Suhl, 25.01.1992, S. 9.

6	 Schlütter, Volker Hausdorf, Leiter der Suhler Polizeiinspektion: Ruhe täuscht – heißes Wochenende für Polizei-
Razzia im Asylbewerberheim – Rechte Jugendliche formieren sich. In: Freies Wort, Suhl, 01.09.1992, S. 9.

7	 Freies Wort: Zeugen gesucht. Grölende Jugendliche. Hakenkreuz-Schmierereien in der City. Suhl, 08.09.1992, S. 9.
8	 Vgl. Freies Wort (1992): Dezernent Modlmeier informiert zu tatauffälligen Jugendlichen. In Suhl keine Rechtsradi-

kalen. Vielfach bei Krawallen gingen Provokationen von links voraus. Suhl, 10.12.1992, S. 9.
9	 So Dezernent Dr. Siegfried Landgraf (FDP) zitiert bei: Ehrhardt, Ingrid: Über 500 Suhler Schüler demonstrierten ges-

tern zum Rathaus. Das Anliegen: Protest gegen rechte Gewalt und Wegsehen. In: Freies Wort, Suhl, 06.03.1993, S. 9.

Im Zuge der bundesweit 
pogromartig eskalierenden Gewalt 
(Stichwort Rostock-Lichtenhagen), 
drohten auch in Suhl, „60 
rechtsradikale Jugendliche“ 
Asylheime anzugreifen.
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Im Oktober 1993 schließlich gab es an einem Abend im nahe gelegenen Oberhof gleich mehrere, 
wenngleich nicht außergewöhnliche Attacken von Neonazis auf andere Jugendliche. Auch wenn 
die körperlichen Folgen hier eher gering ausfielen, waren das Medienecho und die darauffolgenden 
politischen Reaktionen enorm. Denn die Gruppe der Betroffenen bestand aus Teilen der US-Natio-
nalmannschaft der Rennrodler, welche in Oberhof gastierten. Der Schwarze Robert Pipkins geriet 
in einer Gaststätte ins Visier aggressiver Suhler Neonazis. Sein Teamkollege Duncan Kennedy, der 
ihm zu Hilfe kam, steckte für ihn wortwörtlich die Prügel ein. Eine internationale Welle der Bericht-
erstattung ging einher mit einer noch breiteren Welle an sowohl repräsentativen wie persönlichen 
Entschuldigungen bei den Betroffenen. Die Polizei nahm sogleich fünf der Angreifer fest und ge-
stand augenblicklich die politischen Hintergründe der Tat ein. Aus nahezu allen gesellschaftlichen 
Bereichen wurde Einigkeit darüber verlautbart, alles Menschenmögliche gegen die Etablierung 
von Neonazis in Oberhof zu unternehmen. In diesem Kontext war es vermutlich erstmals möglich, 
dass ein CDU-Politiker – der Bürgermeister Oberhofs – die Existenz einer Neonazigruppe im Raum 
Suhl öffentlich benannte und aburteilte. Die Dimension an vermeintlich antirassistischen Bemü-
hungen war beeindruckend. Allerdings galt das primäre Interesse dieser Aktivitäten dem Ziel, das 
nun angekratzte Image des Wintersportzentrums Oberhof wieder ins rechte Licht der internatio-
nalen Öffentlichkeit zu rücken und damit drohenden wirtschaftlichen Schaden insbesondere für 
die Tourismus-Branche abzuwenden.10

Fasst man diese vier Beispiele zusammen, lässt sich feststellen, dass die Intensität, mit der Na-
ziangriffe entpolitisiert und bagatellisiert wurden, stark mit der gesellschaftlichen Stellung der 
Betroffenen variierte. Punker Alex galt sozusagen als selbst Schuld und wurde fast nur durch sein 
soziales Umfeld unterstützt. Gymnasiast Uli erfuhr immerhin so viel Rückhalt, dass Teile der poli-
tischen Verantwortungsträger*innen unter Druck gerieten. Doch nur die US-Nationalmannschaft 
konnte unwidersprochen rassistische Tatmotive benennen. Die Gerichtsverhandlungen blieben 
noch im ersten Fall von Alex von der Presse und Öffentlichkeit unbeachtet. Bei Uli kam es bereits 
zu einem beschleunigten Verfahren. Für die Verhandlung von Kennedy und Pipkins schließlich 
reichte der Suhler Gerichtssaal bei Weitem nicht für den Ansturm an interessierten Gästen und 
internationalen Medien aus. Fallübergreifend gilt, dass die Perspektiven der Betroffenen in der 
Berichterstattung der Lokalzeitung Freies Wort ent-
weder gar nicht berücksichtigt wurden oder unter-
repräsentiert waren. Die hier beleuchteten Fälle von 
Alex K. und Uli H. stehen exemplarisch für weitere 
von mir recherchierte Fälle.11 Dies legt den Schluss 
nahe, dass neonazistische oder rassistische Ereig-
nisse in Suhl bzw. Südthüringen in der Regel kaum 
überregionale Aufmerksamkeit erfuhren. Nur un-
ter zwei Umständen konnte diese Beharrlichkeit 

10	 Vgl. exemplarisch hierfür: Freies Wort (1993): Stadtverordnete verurteilten einstimmig Überfall in Oberhof. Geset-
ze in voller Härte anwenden. Suhl, 04.11.1993, S. 15.

11	 Fast 30 Ereignisse im Phänomenbereich der extremen Rechten, von Hakenkreuzschmierereien bis zu Körperver-
letzungen, habe ich allein für die Jahre 1990 bis 1993 im Raum Südthüringen mit Schwerpunkt Suhl recherchiert. 
Selbstverständlich muss von einer deutlich höheren Dunkelziffer ausgegangen werden.

Betroffene von Nazigewalt verfügen 
über höchst unterschiedliche 
Zugangsmöglichkeiten zur 
Öffentlichkeit. Doch der öffentliche 
Druck ist entscheidend für den 
Umgang mit Nazigewalt.
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aufgebrochen werden: Einerseits temporär im Kontext der pogromartigen nationalistischen Ge-
walt von Rostock und anderen Orten im Spätsommer 1992, welche internationale Aufmerksamkeit 
generierten. Andererseits, wie im Oberhofer Vorfall, als die Thematik aufgrund der Prominenz der 
Betroffenen über Nacht in einen internationalen Pressesturm geriet. Nur eine solche Dimension 
von Aufmerksamkeit ermöglichte, zumindest temporär, was zuvor hinsichtlich der öffentlichen 
Tabuisierung und Relativierung von Neonazismus am traditionellen Widerstand diskursmächtiger 
Akteur*innen gescheitert war.

Das beschriebene Kräfteverhältnis zwischen der relativ starken antifaschistischen Jugendkultur 
und der relativ schwachen lokalen Neonaziszene hielt sich über die Hochphase rechter Gewalt 
in Deutschland (1992/93). Erst ab Mitte der 1990er-Jahre verlor die tendenziell antifaschistische 
Jugend-Kultur allmählich ihre dominante Stellung in Südthüringen, wodurch sich jene für die 
neuen Bundesländer typische neonazistische Hegemonie auf den Straßen entwickelte. Um die 
Jahrtausendwende herum organisierten sich Neonazis in Kameradschaften und vernetzten sich 
überregional (E-Mail-Korrespondenz Steven H.).

Schleichender Hegemoniewechsel und Konsolidierung der extremen 
Rechten

Interne wie externe Faktoren trugen zu einer Schwächung 
der regionalen Antifa bei, die durch eine mäßig erfolgrei-
che Nachwuchsarbeit kaum kompensiert werden konnte, 
was letztlich zu Auflösungserscheinungen führte. Die ersten 
Antifa-Strukturen dieser Region wurden von einer proleta-
risch geprägten DDR-Generation, mitunter aus autodidak-
tischen Arbeiter-Intellektuellen getragen, deren Zahl sich 
durch Abwanderung in Großstädte wie Leipzig verjüngte. Ein Generationenwechsel war in solchen 
Zusammenhängen häufig gleichbedeutend mit einer Gruppenauflösung. In der Umbruchgesell-
schaft entstanden antifaschistische Gegenkulturen, gleichsam Konturen einer demokratischen 
Zivilgesellschaft und dies häufig aus einem akademisch-kosmopolitischen Milieu heraus. Doch 
diese neuartigen Entstehungsbedingungen und Gelegenheitsstrukturen waren im strukturschwa-
chen Südthüringen weniger ausgeprägt. Ein Grund dafür war der sogenannte Braindrain, also 
die Abwanderung junger, gebildeter Menschen aus dem ländlich geprägten Raum in die Metro-
polregionen. Hierdurch entstand ein zunehmender Mangel an lokalen Multiplikator*innen eines 
progressiven, universalistischen Denkens. Behindert wurde dadurch nicht nur die Revitalisierung 
einer antifaschistischen Gegenkultur. Zugleich verstärkte sich dadurch eine Homogenität, welche 
die Entstehung von sogenannten Vorurteilskulturen begünstigte (vgl. Michelsen 2017: 3f., FN 7).

Zudem trugen überregionale Umstände – soziale, kulturelle und politische Bedingungen in der 
Mitte der Gesellschaft – zur Konsolidierung des extrem rechten Potenzials, zur Etablierung rechter 
Hegemonien und einer Neonazi-Erlebniskultur bei. Viele dieser Bedingungen hatten ihre Ursprünge 
in der DDR und sich seither kontinuierlich gehalten. So vermochte das SED-Regime weder eine 

Interne und externe 
Faktoren, wie der sogenannte 
Braindrain, schwächten die 
antifaschistische Gegenkultur 
im ländlichen Südthüringen.
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kritisch-reflektierte, öffentliche Auseinanderset-
zung mit der NS-Vergangenheit noch eine undog-
matische, nachhaltige Analyse neonazistischer Er-
scheinungen zu ermöglichen (vgl. Frei et al. 2019: 
15). Stattdessen schuf sie mit ihrem Rückgriff auf 
problematische Identitätskategorien wie Volk, 
Nation und Heimat sowie dem unreflektierten 
Festhalten an Sekundärtugenden wie Ordnung, 
Fleiß und Gehorsam den Nährboden, auf dem 
rechte Hegemonien entstehen konnten, nachdem 
zunächst die DDR-Repression zusammengebrochen war und schließlich auch die Gegenwehr der 
ersten Antifa-Generation nachgelassen hatte (vgl. Frei et al. 2019: 63–65; Lindenberger 2003: 189f.).

Dass in der Region Suhl relativ wenige (organisierte) Neonazis präsent waren, nutzten gesellschaft-
liche Verantwortungsträger*innen verschiedenster Bereiche auch in den 1990er-Jahren noch zum 
Verleugnen der politischen Motivationen als Ursache für neonazistische Gewalt, zum Herunterspie-
len und Relativieren der tatsächlichen Gefahren für die Betroffenengruppen sowie zur Diskreditie-
rung antifaschistischer Gegenwehr. Auch die politische Leitideologie der neuen Ermittlungs- und 
Strafbehörden – die Extremismustheorie – eignete sich hervorragend zur fortgesetzten Entpolitisie-
rung und Bagatellisierung extrem rechter Phänomene wie zur diskreditierenden Gleichsetzung von 
links und rechts sowie zur Entschuldung der gesellschaftlichen Mitte für genau diese Rechtsentwick-
lung (vgl. Dunkel u. a.: 2019). In der Extremismus-Logik galten primär solche Straftaten als politisch 
motiviert und (rechts-)extremistisch, bei denen sich eine „Systemüberwindungsabsicht“ feststellen 
ließ (Hübler 2013; Feustel 2011: 145ff., nach Dunkel u. a. 2019: 209). Vor dem Hintergrund dieser 
Behördenperspektive stieß die in jugendkulturellen Räumen und auf der Straße vorherrschende 
Dominanz der weniger angepassten und teils bewusst provozierenden Punks deutlich mehr an als 
Neonazis; zumal die Suhler Punks ein autonomes Zentrum durch Besetzung erzwangen und von 
dort aus antifaschistische Gegenwehr organisierten. Die Analyse der Lokalpresse legt nahe, dass 
dies aus behördlicher Perspektive das Gewaltmonopol des Staates mehr infrage zu stellen drohte 
als rassistische und nationalistische Gewalt. Denn Letztere schien sich primär gegen gesellschaft-
liche Randgruppen und Minderheiten zu richten, weniger gegen den Staat.

In den genannten Vorfällen stellte sich die lokale Polizei nicht als eine durch die Umbruchzeit 
„verunsicherte Institution“ dar (Jaschke 1994). Vielmehr changierte sie zwischen ihrem erlernt 
kurzsichtigen DDR-Verhalten und einem neuen bayerisch-autoritären Vorgehen gegenüber ver-
meintlich linkem Verhalten, das wohl am stärksten vom politisch Gewünschten abwich. Der durch 
eine thüringisch-bayerische Länderpatenschaft begründete Personaltransfer in die Suhler Sicher-
heitsbehörden bildete hierfür eine Grundlage. Übergriffe von Neonazis wurden häufig nicht als 
„rechtsextrem“ klassifiziert und problematisiert, da die Täter als unorganisiert galten. Hausverbote 
für Neonazis schienen das wirksamste der Mittel gewesen zu sein, die diese taktische Neuausrich-
tung hervorbrachte.

Überregionale Umstände – soziale, 
kulturelle und politische Bedingungen 
in der Mitte der Gesellschaft – trugen 
zur Konsolidierung des extrem rechten 
Potenzials, zur Etablierung rechter 
Hegemonien und einer Neonazi-
Erlebniskultur bei.
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Fazit

Die Bevölkerung der als rote Stadt im grünen 
Wald12 bekannten Kleinstadt Suhl war um die 
sogenannte Wende herum wahrscheinlich nicht 
weniger durchzogen von extrem rechten und 
menschenfeindlichen Einstellungsmustern als 
der ostdeutsche Durchschnitt. Erst Ende der 
1990er-Jahre, vergleichsweise spät, entwickelte 
sich dann doch eine gut organisierte Neonazis-
zene in Südthüringen. Es zeigt sich, dass die zu 
dieser Zeit gesellschaftlich etablierten Gegenmaßnahmen – neben symbolischen Aktionen und 
Lippenbekenntnissen vor allem die Verantwortungsabgabe an staatliche Institutionen wie Ver-
fassungsschutz, Polizei und Justiz – und ihr ideologisches Fundament – die Extremismustheorie 
– die Entwicklung zu rechten Hegemonien gerade nicht zu verhindern vermochten. Stattdessen 
gibt es Grund zur Annahme, dass sowohl regionalspezifische Faktoren wie die kulturräumliche 
Abgeschiedenheit und eine fehlende Fußball-Hooligan-Szene als auch gut etablierte autonome 
Antifa-Strukturen in Suhl und Umgebung die Etablierung einer gefestigten und gut organisierten 
Neonaziszene zumindest eine Zeit lang verzögern konnten. An diesem historischen Beispiel der 
frühen 1990er-Jahre in Südthüringen zeigt sich, wie wichtig eine nicht rechte bis undogmatisch 
antifaschistische Jugendsubkultur für die Verhinderung extrem rechter Hegemonien sein kann. Die 
alleinige Anrufung eines repressiven Staates vermag die innovative extreme Rechte nicht zu stop-
pen. Insbesondere die extremismustheoretisch angeleiteten Maßnahmen der Sicherheitsbehörden 
scheinen ungeeignet zur Verteidigung einer pluralistischen Zivilgesellschaft gegen Neonazismus. 
Schließlich gilt es praktische Ansätze zu entwickeln und zu etablieren, welche die Ergebnisse der 
sogenannten zeithistorisch informierten Rechtsextremismusforschung in öffentliche Debatten tra-
gen und eine plurale Zivilgesellschaft zu fördern vermögen.13

12	 Eine ähnlich lautende Inschrift am Suhler Rathaus verweist auf die traditionell starke Arbeiterbewegung in der 
Region, welche sich während des nationalistischen Kapp-Lüttwitz-Putsches von 1920 mit Waffengewalt vor die 
Weimarer Demokratie stellte.

13	 Neben den Publikationsformaten des IDZ kann die Initiative zweiteroktober90.de hierfür als Referenz dienen.
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